Regierungspräsidium Kassel 


Regierungspräsidium Kassel « Postfach 1861 36228 Bad Hersfeld 


Geschäftszeichen 34/Hef - 76 d 354-4/100 


ver u Dokument-Nr. 

Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau Bearbeiter/in Hr. Franke, Hr. Lindemeier, Hr. 

und Naturschutz Dr. Kunzmann 

Carl-August-Allee 8 - 10 Durchwahl 0561 106-2900 

; Fax 0611 327 640 708 

99423 Weimar E-Mail manuel.kunzmann@rpks.hessen.de 
Internet www.rp-kassel.hessen.de 
Ihr Zeichen 


Ihre Nachricht 


Besuchsanschrift Hubertusweg 19, Bad Hersfeld 


Datum 02.08.2022 


K+S Minerals and Agriculture GmbH, Werk Werra, Grube Merkers 

7. Ergänzung zum Abschlussbetriebsplan: Einstapeln von Lösungen im Südwestfeld 
Springen 

Gutachterbericht von DEEP.KBB vom 19.07.2022 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


unter Zugrundelegung des am 19.07.2022 eingegangenen Gutachterberichts von 
DEEP.KBB, den ich als Anlage meinem Schreiben beilege, kann die erbetene Erteilung 
des Einvernehmens für die Zulassung der 7. Ergänzung des Abschlussbeschlussbetriebs- 
plans auf Grundlage der aktuell vorgelegten Unterlagen derzeit nicht erfolgen. 


Hierzu im Einzelnen folgendes: 
A. Verfahrensverlauf 


Die K+S Minerals and Agriculture GmbH (nachfolgend Antragstellerin genannt) hat die 7. 
Ergänzung zum Abschlussbetriebsplan „Einstapeln von Lösungen im Südwestfeld Sprin- 
gen“ vom 07.08.2020 mit Schreiben vom 11.08.2020 bei ihrer Behörde vorgelegt. 


Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte 
möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 
oder nach tel. Vereinbarung. 


Postanschrift: Hubertusweg 19 36251 Bad Hersfeld Vermittlung 0561 106-2966. 
Das Dienstgebäude Hubertusweg 19 ist vom Bahnhof zu Fuß in ca. 10 Minuten zu erreichen. 
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Die Antragsunterlagen haben Sie mir mit Schreiben vom 18.08.2020 mit der Bitte um Ertei- 
lung des bergbehördlichen Einvernehmens übersandt. Mit Schreiben vom 11.08.2021, 
12.10.2021, 09.12.2021, 22.03.2022 und 02.05.2022 hat die Antragstellerin die Antragsun- 
terlagen wiederholt ergänzt. 


Die maßgeblichen Antragsunterlagen, die auch Gegenstand der gutachterlichen Bewertung 
gewesen sind (siehe hierzu die Auflistung im beiliegenden Gutachterbericht, Seite 35 ff.), 
haben Sie in einem Inhaltsverzeichnis (Bearbeitungsstand 07.02.2022) aufgeführt und mir 
mit E-Mail vom 07.02.2022 übersandt. Nachfolgend gingen noch Ergänzungen der Antrag- 
stellerin vom 22.03.2022 und 02.05.2022 ein, zu denen ich mich mit Schreiben vom 
01.04.2022 (zum Schreiben vom 22.03.2022) und mit Schreiben 18.05.2022 (zum Schrei- 
ben vom 03.05.2022) geäußert habe. 


Die maßgeblichen Anforderungen für eine vertiefte fachlich-inhaltliche Prüfung habe ich be- 
reits in meinem Schreiben vom 09.11.2020 dargelegt. Für die Bewertung der Auswirkungen 
der Einstapelung auf den MSSPF, soweit er Teil der maßgeblichen geologischen Barriere 
im Rahmen des Langzeitsicherheitsnachweises für die im Grubengebäude Hattorf und Win- 
tershall betriebene Untertagedeponie (UTD) Herfa-Neurode und die zum Teil in unmittelba- 
rer Nähe des Markscheidesicherheitspfeilers (MSSPF) betriebenen Untertageverwertungs- 
anlagen (UTV-Anlagen) ist, habe ich u.a. unter Punkt. 5, Seite 3, meines Schreibens vom 
09.11.2020 sowie auf Seite 2 meines Schreibens vom 14.10.2021 folgendes ausgeführt: 


Erst wenn die ungünstigsten Randbedingungen hinsichtlich der feinstratigraphischen 
Ausbildung, geringsten Abmessungen des MSSPF, minimalsten Entfernung der Gru- 
benbaue und des maximalen Flüssigkeitsdrucks bis zum vollständigen Verschluss 
der Hohlräume in den Gutachten bei der Bewertung der/des Integrität/Funktionser- 
halts zugrunde gelegt wurden, kann eine Bewertung der vorhabenbedingten Auswir- 
kungen auf die Integrität/Funktionalität des MSSPF erfolgen. 


Mit Schreiben vom 21.01.2022 habe ich mitgeteilt, dass mit den am 15.12.2021 nachge- 
reichten Unterlagen ein Stand erreicht war, der nach einem ersten Eindruck die beabsich- 
tigten und durchgeführten Untersuchungen beschreibt und die Unterlagen grundsätzlich der 
nunmehr beginnenden vertieften fachlich-inhaltlichen Prüfung unterzogen werden konnten. 


Das Ergebnis der vertieften fachlich-inhaltlichen Prüfung - welches von mir mitgetragen wird 
- kann dem als Anhang beiliegenden Gutachterbericht entnommen werden. 


B. Erfüllung der Voraussetzungen für die Erteilung des Einvernehmens 


Für die Erteilung des Einvernehmens werden nachfolgend unter Punkt I. die nach meiner 
Ansicht zu erfüllenden Voraussetzungen und die hieraus abgeleiteten Prüfmaßstäbe für die 
rechtlich und fachlich-inhaltliche Prüfung dargelegt. Unter Zugrundelegung der im beiliegen- 
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den Gutachterbericht vom 19.07.2022 dargestellten Ergebnisse der vertieften fachlich-in- 
haltlichen Prüfung sind die aktuell vorliegenden Unterlagen nicht geeignet, die Zulassungs- 
fähigkeit der geplanten Maßnahme vollumfänglich zu belegen (siehe hierzu nachfolgend 
unter Punkt Il.). 


l. Voraussetzungen für die Erteilung des Einvernehmens und hieraus abgeleitete 
Prüfmaßstäbe für die rechtliche und fachlich-inhaltliche Prüfung 


Die Voraussetzungen für die Erteilung des Einvernehmens und die hieraus abgeleiteten 
Prüfmaßstäbe für die Erteilung des Einvernehmens ergeben sich zum einen aus dem 
Staatsvertrag zwischen Hessen und Thüringen zum grenzüberschreitenden Abbau von Sal- 
zen im Werra-Kalirevier (hierzu nachfolgend unter Punkt 1.) sowie aus den bergrechtlichen 
und sonstigen Öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die für die Zulassung der 7. Ergänzung 
des Abschlussbetriebsplans zu beachten sind (hierzu nachfolgend unter Punkt 2.). 


Die für die Prüfung und als Voraussetzung für die Erteilung des Einvernehmens in rechtli- 
cher und in fachlich-inhaltlicher Sicht zu erfüllenden Anforderungen ergeben sich aus der 
Existenz der im Grubengebäude Hattorf/Wintershall derzeit betriebenen UTD Herfa-Neu- 
rode und der Anlagen zur Untertageverwertung bergbaufremder Abfälle sowie den jeweils 
hierfür geltenden Anforderungen der Deponieverordnung (DepV) und der Versatzverord- 
nung (VersatzV) an den zu erbringenden Langzeitsicherheitsnachweis. Dass für die Ertei- 
lung des Einvernehmens der insoweit geltende und trotz der Einstapelung einzuhaltende 
abfallrechtliche Prüfmaßstab herangezogen wird (siehe hierzu nachfolgend unter Punkt 2.), 
hat meine Behörde (z.B. in der Besprechung am 25.11.2019 in Erfurt) bereits frühzeitig kom- 
muniziert. Die Heranziehung des abfallrechtlichen Prüfmaßstabs kann auch aus den Rege- 
lungen des Staatsvertrags abgeleitet werden, wie nachfolgend noch ausgeführt wird. 


1. Staatsvertrag 


Gemäß Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen und dem Freistaat Thüringen zum grenz- 
überschreitenden Abbau von Salzen im Werra-Kalirevier aus dem Jahre 1996, zuletzt ge- 
ändert durch Art. 1 ÄndStV zum Werra-Kalirevier-Abbaustaatsvertrag vom 13.10.2020, und 
ratifiziert in Hessen durch Gesetz vom 11.12.2020 und im Freistaat Thüringen mit Gesetz 
vom 21.12.2021 sind Abschlussbetriebspläne für das Vertragsgebiet gemäß Art. 6 Abs. 3 
StV nur im Einvernehmen der beiden Vertragspartner zuzulassen. Mit Schreiben vom 
18.08.2020 haben Sie mir die 7. Ergänzung des Abschlussbetriebsplans für die Grube Mer- 
kers des Werkes Werra der K+S Minerals and Agriculture GmbH vom 07.08.2020 mit dem 
Ziel der Einstapelung salzhaltiger Lösungen im SW-Feld Springen übersandt und hierfür um 
die Erteilung des Einvernehmens gebeten. 


a.) Anforderungen an die Erteilung des Einvernehmens 


In Art. 6 Staatsvertrag (nachfolgend StV genannt) sind die Voraussetzungen für die Erteilung 
des Einvernehmens nicht ausdrücklich festgelegt. Sie können aber aus dem Staatsvertrag 
selbst entnommen werden. 
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Gemäß Erlass meines zuständigen Ministeriums (Hessisches Ministerium für Umwelt, Kli- 
maschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz -HMUKLV-) vom 02.06.2021 ist die Ertei- 
lung des nach Art. 6 Abs. 3 StV erforderlichen Einvernehmens bei gebotener Auslegung des 
Art. 3 Abs. 2 StV allein davon abhängig, ob trotz der infolge der Einstapelung ggf. auftreten- 
den Schwächung (Durchfeuchtung/An- bzw. Umlösung) des MSSPF dessen Barrierefunk- 
tion weiterhin zuverlässig und dauerhaft gewährleistet ist (Art. 3 Abs. 2 Satz 4 StV). 


Das Erfordernis eines bergsicherheitlichen Zwecks und damit einer gewissen Notwendig- 
keit/Zweckmäßigkeit des Vorhabens zum Schutz des MSSPF - so wie ich es im Schreiben 
vom 09.11.2020, Seite 4 ff. ausgeführt habe - ist nach der im Zeitpunkt des vorgenannten 
Nachforderungsschreibens noch nicht erfolgten Ratifizierung der Änderung des Staatsver- 
trags gemäß des Erlasses vom 02.06.2021 nicht mehr Voraussetzung für die Erteilung des 
Einvernehmens und damit auch nicht mehr Gegenstand der Einvernehmensprüfung gewe- 
sen (siehe insoweit auch den Vermerk des TLUBN vom 30.06.2022 zur Videokonferenz am 
08.06.2021, S. 4). Allerdings bleiben die in meinem Schreiben geäußerten Zweifel in Bezug 
auf das im Abschlussbetriebsplan postulierte Vorliegen einer Gefahrensituation für den 
MSSPF aus dem Querort 23 bestehen. Dies gilt auch für die Frage, warum nicht zur Abwehr 
der vermeintlichen Gefahr für den MSSPF dann den MSSPF weniger beeinträchtigende Al- 
ternativen - wie z.B. die Einbringung von Versatz entlang des MSSPF - gewählt werden. 
Hierauf weist auch der Gutachterbericht unter Punkt 3.1, Seite 9, in zutreffender Weise hin. 


b.) Schwächung des MSSPF infolge Einstapelung i.S. des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 StV 


Gemäß Art. 3 Abs. 2 Satz 2 StV ist die Durchörterung, Schwächung oder der Verhieb des 
MSSPF einschließlich der Herstellung von Untersuchungsbohrlöchern unzulässig. Durch 
das Einstapeln im Bereich des MSSPF erfolgt eine Beeinträchtigung des MSSPF, u.a. auf- 
grund der Durchfeuchtung und der Auf- und Umlösevorgänge an und im MSSPF. Im Gut- 
achterbericht, Seite 9, wird ausgeführt, dass die Einstapelung zu einer Schwächung der 
Trag- und Abdichtelemente im MSSPF beitragen wird. Es spricht daher viel dafür, dass es 
sich bereits hierbei um eine Schwächung des MSSPF i.S. des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 StV 
handelt, die grundsätzlich verboten ist. Dies gilt erst recht, wenn es infolge der Einstapelung 
zu einer Durchlösung des MSSPF kommen sollte bzw. diese nicht sicher auszuschließen 
ist. 


Inwieweit schon keine Schwächung des MSSPF i.S. des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 StV vorliegt, 
wenn die mit der Einstapelung im Abschlussbetriebsplan genannten Zwecke zum Schutz 
des MSSPF nachvollziehbar dargelegt wurden und hierdurch - trotz der Einstapelung - in 
der Gesamtheit keine Schwächung der bisherigen Integrität und Funktionalität des MSSPF 
vorliegt, würde eine Prüfung und Bewertung der ggf. positiven Auswirkungen auf den 
MSSPF i.S. eines bergsicherheitlichen Zwecks erfordern. Eine solche ist — wie oben ausge- 
führt — aufgrund des Erlasses des HMUKLV vom 02.06.2021 aber gerade nicht Gegenstand 
der Einvernehmensprüfung gewesen. Meine Zweifel an dem Vorliegen eines bergsicher- 
heitlichen Zwecks habe ich im Übrigen im Schreiben vom 09.11.2020 dargelegt. 
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Nachfolgend wird in Ansehung des zuvor dargestellten beschränkten Prüfgegenstands und 
der unzweifelhaft vorliegenden Auswirkungen der Einstapelung - aufgrund der Durchfeuch- 
tung bzw. An- und Umlösung im Bereich des MSSPF - von einer Schwächung des MSSPF 
1.S. des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 StV durch die Einstapelung ausgegangen. 


c.) Auslegung des Art 3 Abs. 2 Satz 3 und Satz 4 StV 


Gemäß Art. 3 Abs. 2 Satz 3 StV ist vom Verbot der Schwächung i.S. des Art. 3 Abs. 2 Satz 
2 StV die Durchörterung des MSSPF „zwecks Einstapelung“ indes ausgenommen. Nicht 
eindeutig ist damit, ob der Ausnahmetatbestand des Art. 3 Abs. 2 Satz 3 StV nur für die 
Verritzungsmaßnahmen im Bereich des MSSPF oder auch für die Schwächung durch die 
Einstapelung i.S. des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 StV selbst gilt. Wäre Art. 3 Abs. 2 Satz 3 StV auf 
die Einstapelung selbst nicht anwendbar, wäre die Einstapelung bei einer Schwächung i.S. 
des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 StV verboten; eine weitere Prüfung des Art. 3 Abs. 2 Satz 4 StV 
würde sich erübrigen. 


Gemäß Erlass des HMUKLV vom 02.06.2021 ist bei gebotener Auslegung des Staatsver- 
trags aber auch die bei einer Einstapelung ggf. auftretende Schwächung (Durchfeuch- 
tung/An- bzw. Umlösung) des MSSPF nach Art. 3 Abs. 2 Satz 4 StV zulässig, wenn die 
Einstapelung so erfolgt, dass nach Maßgabe des Bundesberggesetzes (BBergG) und der 
sonstigen Öffentlich-rechtlichen Vorschriften die Barrierefunktion des MSSPF nach dem 
Stand der Technik weiterhin zuverlässig und dauerhaft gewährleistet ist. 


2. Bergrechtliche Zulassungsvoraussetzungen 


Die für die 7. Ergänzung des Abschlussbetriebsplans zu prüfenden Zulassungsvorausset- 
zungen ergeben sich aus $ 55 BBergG i.V.m. 8 48 Abs. 2 BBergG. Danach ist ein Ab- 
schlussbetriebsplan zuzulassen, wenn die für einen Abschlussbetriebsplan geltenden An- 
forderungen des 8 55 BBergG eingehalten sind und über § 48 Abs. 2 BBergG zu prüfende 
überwiegende Öffentliche Interessen nicht entgegenstehen. 


a.) Berücksichtigung der Anforderungen an die Zulässigkeit von UTD/UTV’en als zu 
prüfendes Öffentliches Interesse i.S. des § 48 Abs. 2 BBergG 


Zu den im Rahmen des § 48 Abs. 2 BBergG zu berücksichtigenden öffentlichen Interessen 
gehört nach hiesiger Auffassung in Anlehnung an die Entscheidung des OVG Lüneburg vom 
17.07.2008 (7 LC 53/05), zitiert nach Juris Rdnr. 57 ff.), auch die Langzeitsicherheit der im 
Grubenbetrieb Hattorf/Wintershall befindlichen UTD Herfa-Neurode bzw. die Langzeitsi- 
cherheit der dort befindlichen Anlagen zur Untertageverwertung von nicht bergbaulichen 
Abfällen (UTV’en) als gesetzlich manifestierte Gebote, die bei Prüfung der Zulassungsfä- 
higkeit der Einstapelung im Bereich des MSSPF zu berücksichtigen sind. 
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Die materiell-rechtlichen Anforderungen für die Errichtung und den Betrieb der UTD/UTV’en 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 


In der UTD Herfa-Neurode werden die Abfälle entsprechend der Anforderungen des 
8 15 f. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) und der Deponieverordnung (DepV) ge- 
meinwohlverträglich beseitigt. Voraussetzung hierfür ist insbesondere, dass die An- 
forderungen des Anhangs 2 Nr. 1 DepV an Standort und geologische Barriere erfüllt 
und der Langzeitsicherheitsnachweis als Teil der nach Anhang 2 Nr. 2 DepV erfor- 
derlichen standortbezogenen Sicherheitsbeurteilung geführt ist. Dies setzt voraus, 
dass die Integrität des Salzgesteins als maßgebliche geologische Barriere (Anhang 
2 Ziffer 1 und Ziffer 2.1.5.1 DepV) einen Zutritt von Wässern verhindert und insbe- 
sondere hierdurch die übergeordnete Zielsetzung, nämlich den langzeitsicheren Ab- 
schluss der Abfälle von der Biosphäre sicherzustellen, erreicht wird. Die gemeinwohl- 
verträgliche Beseitigung von Abfällen in der UTD stellt ein gesetzlich manifestiertes 
öffentliches Gebot dar. 

Im Grubenbetrieb Hattorf/Winterhall werden auf der Grundlage des Bergrechts berg- 
baufremde Abfälle durch Einbringung als Versatzmaterial verwertet (UTV’en). Die 
Verwertung hat ordnungsgemäß und schadlos zu erfolgen (§ 7 Abs. 3 KrWG). Die 
Anforderungen an die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung sind in der Ver- 
satzverordnung (VersatzV) vom 24. Juli 2002 (BGBI. I S. 2833), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 Absatz 25 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212), ge- 
regelt. Gemäß § 4 Abs. 3 Satz 2 VersatzV gelten abgesehen von den Zuordnungs- 
werten der Anlage 2 Tabelle 1a die Grenzwerte der Anlage 2 nicht bei einer Verwen- 
dung des Versatzmaterials in Betrieben im Salzgestein, wenn ein Langzeitsicher- 
heitsnachweis gegenüber der zuständigen Behörde geführt wurde. Gemäß 8 2 Nr. 2 
VersatzV ist der Langzeitsicherheitsnachweis ein auf den konkreten Standort bezo- 
gener Nachweis der geologischen, geochemischen, geotechnischen, hydraulischen 
und inneren Barrieren, die gewährleisten, dass das Versatzmaterial während der Be- 
triebsphase und in der Nachbetriebsphase zu keiner Beeinträchtigung der Biosphäre 
führen kann. Dabei sind die in Anlage 4 VersatzV aufgeführten Hinweise zur Durch- 
führung des Langzeitsicherheitsnachweises im Rahmen einer standortbezogenen Si- 
cherheitsbeurteilung zu beachten. Die Einbringung von Versatz mit bergbaufremden 
Abfällen im Grubenbetrieb Hattorf/Wintershall erfolgt unter Bezug auf § 4 Abs. 3 
Satz 2 VersatzV. Der damit erforderliche Langzeitsicherheitsnachweis für die UTV ist 
nach den in Anlage 4 aufgeführten Hinweisen zu führen, die sich in Formulierung 
(weitestgehend) und Zielstellung (vollständiger und dauerhafter Abschluss der Ab- 
fälle von der Biosphäre; Ziffer 1.1 und 1.3 der Anlage 4) mit den in der DepV genann- 
ten Anforderungen an den Langzeitsicherheitsnachweis decken. Die ordnungsge- 
mäße und schadlose Verwertung von Abfällen in den UTV-Anlagen im Sinne des § 7 
Abs. 3 i.V.m. der Versatzverordnung stellt ebenfalls ein gesetzlich manifestiertes öf- 
fentliches Gebot dar. 
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Im Ergebnis folgt daraus, dass der für eine UTD im Salzgestein auf der Grundlage der 
Deponieverordnung erforderliche Langzeitsicherheitsnachweis und der auf der Grundlage 
der Versatzverordnung für die Verwertung bergbaufremder Abfälle im Salzgestein erforder- 
liche Langzeitsicherheitsnachweis grundsätzlich nach den gleichen Anforderungen geführt 
werden muss. Erforderlich ist in beiden Fällen, dass die Integrität/Funktionalität des Salzge- 
steins als maßgebliche geologische Barriere gegeben ist. 


Die den Langzeitsicherheitsnachweisen für die UTD und die UTV’en zugrundeliegenden 
Sicherheitskonzepte sehen eine trockene Verwahrung des Grubengebäudes Hattorf/Win- 
tershall unter Nutzung der isolierenden Wirkung eines Mehrbarrierensystems vor. Die der- 
zeitigen Langzeitsicherheitsnachweise gehen auch von einer lufterfüllten Verwahrung im 
„Grubenfeld Springen“ aus, so wie dies im mit Bescheid vom 15.07.2003 zugelassenen Ab- 
schlussbetriebsplan und konkretisiert durch die Nebenbestimmung 1.4 des Zulassungsbe- 
scheides vom 15.07.2003 geregelt ist. Vor diesem Hintergrund stellt der MSSPF im derzei- 
tigen Zustand nach den Langzeitsicherheitsnachweisen einen Teil der maßgeblichen geo- 
logischen Barriere dar. 


b.) Anforderungen für die Zulassungsfähigkeit der Einstapelung im Bereich des 
MSSPF 


Die unter Punkt a.) für die Errichtung und den Betrieb der UTD und der UTV’en genannten 
Anforderungen an den Nachweis der Langzeitsicherheit müssen auch unter Berücksichti- 
gung der geplanten Einstapelung im Bereich des MSSPF, soweit er Teil der für die Lang- 
zeitsicherheit maßgeblichen geologischen Barriere „Salzgestein“ ist, weiter eingehalten wer- 
den. Dies hat zur Folge, dass auch in Ansehung der geplanten Einstapelung nach den für 
einen Langzeitsicherheitsnachweis geltenden Maßstäben die Integrität/Funktionalität des 
MSSPF, soweit er Teil der für die Langzeitsicherheit der UTD und der UTV’en maßgeblichen 
geologischen Barriere ist, weiterhin dauerhaft und zuverlässig gegeben sein muss. Nur dann 
liegen die Voraussetzungen für die Fortführung der UTD und der UTV’en vor. 


Die derzeitige Bewertung der Funktionalität/Integrität des MSSPF in seiner Eigenschaft als 
Teil der maßgeblichen geologischen Barriere erfolgte in den Langzeitsicherheitsnachweisen 
unter Zugrundelegung des Sicherheitskonzepts einer lufterfüllten Verwahrung im Gruben- 
feld Hattorf/Wintershall sowie im Grubenfeld Merkers-Springen. Die Einstapelung im Be- 
reich des MSSPF, soweit er Teil der maßgeblichen geologischen Barriere ist, stellt eine 
planmäßige und von außen wirkende Beanspruchung des MSSPF dar. Die Lösung besitzt 
durch Sättigung gegenüber dem Pfeilergestein ein Lösepotential und wird somit zu einer 
Schwächung der Trag- und Abdichtelemente beitragen (Gutachterbericht vom 19.07.2022, 
Seite 9). 


Eine solche Schwächung wäre zulässig, wenn die Integrität/Funktionalität des vorhabenbe- 
dingt betroffenen MSSPF, soweit er Teil der für die Langzeitsicherheit maßgeblichen geolo- 
gischen Barriere „Salzgestein“ ist, weiterhin dauerhaft und zuverlässig gewährleistet ist. In- 
sofern ist in Bezug auf die mit der Einstapelung verbundene äußere Beanspruchung des 
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MSSPF, soweit er Teil der für die Langzeitsicherheit maßgeblichen geologischen Barriere 
„Salzgestein“ ist, eine ergänzende Bewertung anhand der Anforderungen der Langzeitsi- 
cherheitsnachweise erforderlich, die im Abschlussbetriebsplanverfahren vorzunehmen ist. 


Integrität und Funktionalität des MSSPF wurde in den Langzeitsicherheitsnachweisen unter 
Zugrundelegung des Sicherheitskonzepts einer trockenen Verwahrung vor allem mit der 
räumlichen Ausdehnung, den Mächtigkeiten und der grundsätzlich gegebenen Dichtigkeit 
des Salzgesteins gegen Flüssigkeiten und Gasen begründet. In Ansehung des mit der plan- 
mäßigen Einstapelung trotz der Lösungssättigung verbundenen Lösepotentials und der da- 
mit verbundenen direkten und indirekten Auswirkungen auf die Integrität und Funktionalität 
des MSSPF reicht die bisher zulässige Nachweisführung in Gestalt des Vorhandenseins 
einer allgemein bestätigten Mindestmächtigkeit der vom Bergbau beeinflussten maßgebli- 
chen geologischen Barrieren nicht mehr aus. Vielmehr bedarf es eines Einzelnachweises 
durch eine ortskonkrete gutachterliche Betrachtung zur Bewertung der vorhabenbedingten 
Auswirkungen auf Integrität und Funktionalität den MSSPF. Ausgehend von dem nach den 
Langzeitsicherheitsnachweisen weiterhin bestehenden Ziel der trockenen Verwahrung des 
Grubengebäudes Hattorf/Wintershall darf es dabei zu keinen Zutritten von Lösungen durch 
den MSSPF in das Grubengebäude Hattorf/Wintershall kommen. Gleichzeitig muss - trotz 
einer ggf. auftretenden Schwächung infolge der zu erwartenden An- und Umlösung - auch 
weiterhin die Integrität/Funktionalität des MSSPF als Teil der nach dem DepV und VersatzV 
maßgeblichen geologischen Barriere „Salzgestein“ zuverlässig und dauerhaft gewahrt sein. 
Kann dagegen infolge der Einstapelung eine Durchlösung und damit ein Zutritt von Lösun- 
gen in das Grubengebäude Hattorf/Winterhall nicht sicher ausgeschlossen werden (zum 
maßgeblichen Prüfmaßstab siehe nachfolgend Punkt c.)), kommt dem MSSPF nicht mehr 
die ihm im Rahmen des Langzeitsicherheitsnachweises zugewiesene Barrierefunktion i.S. 
einer „Dichtigkeit gegen Flüssigkeit und Gase“ zu. Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund, 
dass sich auf hessischer Seite unmittelbar am MSSPF liegend die UTV Wintershall befindet, 
in die keine Lösungen eindringen dürfen. 


Hiervon geht auch die Antragstellerin aus. Denn in der 7. Ergänzung des Abschlussbetriebs- 
plans, Punkt 6.7.1, wird ausgeführt, dass die Einstapelung so erfolgt, dass eine Durchlösung 
des MSSPF nicht zu besorgen ist und daher unmittelbare Folgeszenarien für die UTD und 
UTV’en nicht zu erwarten sind. 


c.) Abfallrechtlicher Prüfmaßstab für die Bewertung der Zulassungsfähigkeit der Ein- 
stapelung 


Der nach den Regelungen der DepV bzw. der VersatzV für die Errichtung und den Betrieb 
der UTD bzw. der UTV erforderliche Nachweis der Eignung des Gebirges wie auch der 
Langzeitsicherheitsnachweis als Teil der standortbezogenen Sicherheitsbeurteilung, erfor- 
dert im Hinblick auf die Zielrichtung — nämlich den vollständigen und dauerhaften Abschluss 
der abgelagerten Abfälle von der Biosphäre sicherzustellen — eine erhöhte Risikovorsorge. 
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Bei der Risikobetrachtung sind daher auch Ereignisse und Prozesse mit einer sehr geringen 
Eintrittswahrscheinlichkeit, die sich nur deshalb nicht ausschließen lassen, weil nach dem 


derzeitigen Wissenstand bestimmte Ursachenzusammenhänge weder bejaht noch verneint 
werden können, zu berücksichtigen. Gleichgültig ist, ob die Einwirkungen nur für sich ge- 
nommen oder erst im Zusammenwirkungen mit anderen Ursachen hervorgerufen werden 
können. Im Ergebnis muss trotz der direkten oder indirekten Einwirkungen der Einstapelung 
auf den MSSPF - z.B. durch druckgetriebene Durchfeuchtung, Auf- und Umlösungsvor- 
gänge, Konvergenzvorgänge — die Barrierefunktion (Integrität/Funktionalität) des MSSPF 
weiterhin zuverlässig und dauerhaft gewährleistet sein. 


Der aus den Anforderungen an einen Langzeitsicherheitsnachweis nach Maßgabe der 
DepV und VersatzV hergeleitete abfallrechtliche Prüfmaßstab ist strenger als die für die 
Prüfung der 7. Ergänzung des Abschlussbetriebsplans einschlägigen bergrechtlichen Zu- 
lassungsvoraussetzungen des § 55 Abs. 1 Nr. 3, 4, 5, 8 und 9 BBergG. Dies hat zur Folge, 
dass nach hier vertretener Auffassung bei Einhaltung der abfallrechtlichen Anforderungen 
auch die insoweit maßgeblichen Anforderungen des 8 55 Abs. 1 Nr. 3, 4, 5, 8 und 9 BBergG 
eingehalten sind. 


d.) Konsequenzen für den fachlich-inhaltlichen Prüfumfang in Bezug auf die Zulas- 
sungsfähigkeit der Einstapelung 


Der zuvor dargestellte rechtliche Prüfmaßstab hat auch Konsequenzen für den fachlich-in- 
haltlichen Prüfumfang: 


e In der 7. Ergänzung des Abschlussbetriebsplans müssen zunächst die direkten und 
indirekten Auswirkungen der Einstapelung im SW-Feld Springen auf die Integrität 
und Funktionalität des MSSPF - z.B. infolge der durch den hydrostatischen Druck der 
Einstapellösung hervorgerufenen Durchfeuchtung, Auf- und Umlösungsvorgänge, 
Konvergenzvorgänge - dargestellt und bewertet werden. Dies bedingt zunächst eine 
nachvollziehbare Darstellung des Ist-Zustands im Bereich des vorhabenbedingt be- 
troffenen MSSPF - soweit er Teil der maßgeblichen geologischen Barriere „Salzge- 
stein“ ist - als Grundlage für eine nachvollziehbare fachlich-inhaltliche Bewertung der 
mit der Einstapelung verbundenen Auswirkungen. Erst wenn die ungünstigsten 
Randbedingungen hinsichtlich der feinstratigraphischen Ausbildung, geringsten Ab- 
messungen des MSSPF, minimalsten Entfernung der Grubenbaue und des maxima- 
len Flüssigkeitsdrucks bis zum vollständigen Verschluss der Hohlräume in den Gut- 
achten bei der Bewertung der/des Integrität/Funktionserhalts zugrunde gelegt wur- 
den, kann eine Bewertung der vorhabenbedingten Auswirkungen auf die Integri- 
tät/Funktionalität des MSSPF erfolgen (siehe auch mein Nachforderungsschreiben 
vom 09.11.2020, Seite 3 und 9). 
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Um den Anforderungen an die Langzeitsicherheitsnachweise und dem hieraus abzu- 
leitenden Prüfmaßstab Rechnung tragen zu können, müssen daher alle zur Verfü- 
gung stehenden und möglichen Untersuchungsmethoden zur Ermittlung des Ist-Zu- 
stand umgesetzt werden, um verbleibende Kenntnislücken zu füllen oder auf ein Mi- 
nimum zu reduzieren. Dies setzt eine vollständige Aufnahme der zugänglichen Be- 
reiche - gerade an dem vorhabenbedingt betroffenen MSSPF in Thüringen voraus - 
da hier die Anlösungen des MSSPF beginnen. Dies ist insbesondere vor dem Hinter- 
grund erforderlich, dass auf hessischer Seite durch die UTV Wintershall die Auf- 
nahme des Ist-Zustands des MSSPF weitestgehend nicht mehr möglich ist. 


e Des Weiteren muss die fachlich-inhaltliche Bewertung der vorhabenbedingten Aus- 
wirkungen ergeben, dass trotz der direkten und indirekten Auswirkungen der Einsta- 
pelung die Integrität/Funktionalität des MSSPF, soweit er Teil der maßgeblichen ge- 
ologischen Barriere „Salzgestein“ ist, weiter aufrechterhalten wird und seine Barrie- 
refunktion - auch i.S. des Art. 3 Abs. 2 Satz 4 StV - weiterhin dauerhaft und zuverläs- 
sig gewährleistet ist. Dies setzt aufgrund der aus dem Abfallrecht resultierenden er- 
höhten Risikovorsorge voraus, dass ein Zutritt von Lösungen in das Grubengebäude 
Hattorf/Wintershall sicher ausgeschlossen sein muss. Trotz weiterer vertiefter Unter- 
suchungen zur Geologie und zum Löseverhalten ist es im Ergebnis möglich, dass — 
infolge weiterhin bestehender Unsicherheiten im Rahmen der geologischen Modell- 
bildung, aufgrund ineinandergreifender komplexer Einzelprozesse (z.B. Löseverhal- 
ten, Gebirgsmechanik) sowie des Fehlens eines Stands der Technik für die vorlie- 
gende Maßnahme - die vorgenannten Anforderungen nicht erfüllt werden können. 


e Dem Gutachterbericht vom 19.07.2022 liegt der vorgenannte fachlich-inhaltliche 
Prüfumfang zugrunde, was sich auch aus den Ausführungen in Abschnitt 1.2, Seite 
6 f., des Gutachterberichts ergibt. Die gutachterliche Prüfung bezieht sich auf die 
Antragsunterlagen und geht der Frage nach, ob alle möglichen Einwirkungen auf den 
MSSPF, die sich aus dem Einstapeln von Prozesswässern im SW-Feld Springen er- 
geben können, von der Antragstellerin in hinreichendem Maße berücksichtigt sind 
und ob die damit in Verbindung stehenden Prozesse vollständig und plausibel be- 
schrieben und in ihrer Auswirkung nachvollziehbar bewertet sind. Hierbei wird be- 
trachtet, 


o ob die zur Beschreibung und Bewertung herangezogenen Methoden, Modell- 
rechnungen und/oder experimentellen Ansätze richtig gewählt wurden und mit 
dem Stand der Wissenschaft und Technik übereinstimmen, 


o ob grundlegende Annahmen und ortskonkrete Gegebenheiten (Geometrie des 
Grubengebäudes, Geologie) in den Antragsunterlagen hinreichend und nach- 
vollziehbar dokumentiert sind, 
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o ob die technischen bzw. betrieblichen Maßnahmen, die zur Vermeidung oder 
Abmilderung möglicher Auswirkungen geplant sind, in Art und Umfang zielfüh- 
rend erscheinen und wiederum dem Stand der Wissenschaft und Technik ent- 
sprechen. 


Il. Ergebnis der Prüfung der Zulassungsfähigkeit der Einstapelung 


Nach Einschätzung der Gutachter sind die aktuell vorliegenden Unterlagen als Ergebnis der 
vertieften fachlich-inhaltlichen Prüfung nicht geeignet, die Machbarkeit der geplanten Maß- 
nahme vollumfänglich zu belegen (siehe hierzu nachfolgend unter 1. nochmals zusammen- 
gefasst). Bei Fortführung des Verfahrens geben die Gutachter Empfehlungen, u.a. zu den 
erforderlichen Ergänzungen der Unterlagen, ohne dass hieraus aber der Schluss gezogen 
werden kann, dass bei Abarbeitung dieser Punkte letztendlich die Zulassungsfähigkeit der 
Maßnahme nachgewiesen werden kann (siehe hierzu nachfolgend Punkt 2.). Dies bleibt 
einer weiteren Prüfung der dann vorgelegten Unterlagen vorbehalten. 


1. Zusammenfassung des derzeitigen Prüfergebnisses 
a.) Gutachterliche Bewertung 


Im Gutachterbericht sind die Gesichtspunkte, die aus fachlich-inhaltlicher Sicht der Erteilung 
des Einvernehmens entgegenstehen, umfangreich ausgeführt und begründet worden. Das 
Ergebnis der gutachterlichen Bewertung kann dem Kapitel 3.6 des Gutachterberichts ent- 
nommen werden. Die derzeit gegen die Erteilung des Einvernehmens sprechenden maß- 
geblichen Gesichtspunkte aus dem Gutachterbericht können auf einige Punkte fokussiert 
wie folgt zusammengefasst werden: 


e In großen Teilen kann den Untersuchungen Stand der Technik bzw. sinnvolles inge- 
nieursmäßiges Vorgehen attestiert werden. 


e Das Konzept zur Qualitätssicherung und Überwachung der Zusammensetzung der 
Einstapellösung halten die Gutachter für im Detail nachbesserungsbedürftig. Es ist 
nach Auffassung der Gutachter auch nicht verlässlich nachgewiesen, dass verhindert 
werden kann, dass sich die Lösung auf dem Transportweg verändert oder ihre Zu- 
sammensetzung im Stapel durch natürliche oder technische untersättigte Lösungen 
beeinflusst wird. 


e In den Augen der Gutachter ist es ein sinnvolles Vorgehen, die Beschreibung der 
Grubenbaue und der geologischen Verhältnisse auf die historische Dokumentation 
zu gründen und durch gezielte Neuaufnahmen stichprobenartig zu überprüfen. Die 
Auswahlkriterien für die neu aufgenommenen Punkte und insbesondere ihre Lage 
und Verteilung im Grubengebäude bleiben jedoch unklar. Angesichts der Neuartig- 
keit und möglichen Tragweite des Einstapelns wäre es nach Auffassung der Gutach- 
ter angeraten gewesen, ein gezielteres und ggf. auch umfangreicheres Untersu- 
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chungsprogramm als das durchgeführte zu fahren, um die Fläche der "weißen Fle- 


cken" im geologischen Modell zu reduzieren. 


e Die Darstellung der geologischen Gegebenheiten bleibt letztlich inkonsistent und für 
die Interpretation in der Fläche (insbesondere auf beiden Sohlen in den MSSPF hin- 


ein) wird keine Methodik des Herangehens mitgeteilt. 


e Die geochemischen Grundlagen und die bei der Verlösung der Pfeilergesteine ab- 
laufenden Prozesse sind im Grundsatz richtig dargestellt und berücksichtigt. An eini- 
gen — und für die Nachvollziehbarkeit und Bewertung der Darstellung auch maßgeb- 
lichen - Stellen werden jedoch Grundlagendaten nicht genannt und es bleibt bei der 
Berücksichtigung lediglich "generalisierter" oder "exemplarischer" Verhältnisse un- 
klar, inwieweit der Bezug zu einer ortskonkreten Situation hergestellt werden kann. 
Art, Anzahl und Dauer der durchgeführten Löseversuche sind nach Ansicht der Gut- 
achter nicht geeignet, daraus verlässlich auf ein für die in-situ-Verhältnisse zutreffen- 


des und nachvollziehbares Lösegeschehen zu schließen. 


e Die Gutachter vertreten die Auffassung, dass nicht ausgeschlossen ist, dass Verlö- 
seraten, Eindringtiefen der Lösefront und verlöste Gesteinsvolumina für einzelne Zu- 
stände im zeitlichen Verlauf des Einstapelns bzw. für ortskonkrete Situationen im 


Stapel höher anzusetzen sind, als dies die Antragstellerin tut. 


e Nach Dafürhalten der Gutachter wurde der Nachweis nicht erbracht, dass aus geo- 
chemisch-thermodynamischer Sicht eine Lösungseinwirkung auf den MSSPF in 
standsicherheitlich relevantem Ausmaß bis hin zu seiner vollständigen Durchlösung 


für jede Situation im Grubengebäude verlässlich ausgeschlossen werden kann. 


e Die Gutachter halten es für im Grundsatz nachvollziehbar und sinnvoll, Gegebenhei- 
ten und Prozesse (Gefügeausbildung, Mineralneubildung, Kompaktion) zu betrach- 
ten, die das Fortschreiten der Lösungsfront verlangsamen oder ganz zum Stillstand 
bringen können. Sie sind jedoch der Auffassung, dass das mutmaßlich komplexe 
Wechselwirken dieser Prozesse kaum in seiner Gesamtwirkung zu bewerten und ins- 
besondere der Grad der Konservativität solcher Bewertungen nicht einzuschätzen 


ist. 


e Für den nach Auffassung der Gutachter sinnvoll in die Betrachtungen integrierten 
Prozess der Kompaktion der Löseresiduate aufgrund der Pfeilersetzung hat die An- 
tragstellerin eine geeignete und nachvollziehbare Modellrechnung nach Stand der 
Technik vorgelegt. Inwieweit diese angesichts der mit großen Unsicherheiten behaf- 
teten Eingangsparameter (aus der geologischen Beschreibung und der Beschrei- 
bung des Lösegeschehens) das beim Einstapeln real zu erwartende mechanische 
Verhalten des Pfeilers richtig und auch für die "ungünstigste Situation" im Grubenge- 
bäude zutreffend zu beschreiben in der Lage ist, kann nicht abschließend bewertet 


werden. 


Seite -13- von -18- des Schreibens vom 02.08.2022, Regierungspräsidium Kassel, Gz.: 34/Hef-76 d 354-4/100 
Zulassungsverfahren: 7. Ergänzung Abschlussbetriebsplan Grube Merkers 


Näheres und weiteres kann den diesbezüglichen Ausführungen des Gutachterberichts ent- 
nommen werden. 


b.) Fachlich-inhaltliche und rechtliche Bewertung 


Die im Gutachterbericht erfolgten Aussagen und dargestellten Ergebnisse der vertieften 
fachlich-inhaltlichen Prüfung werden von mir mitgetragen. In Ansehung des oben dargestell- 
ten Prüfmaßstabs für die fachlich-inhaltliche und rechtliche Prüfung ergibt sich hieraus fol- 
gendes: 


e Die vertiefte fachlich-inhaltliche Prüfung führt zum Ergebnis, dass die aktuell vorlie- 
genden Unterlagen nicht geeignet sind, die Machbarkeit der geplanten Maßnahme 
vollumfänglich zu belegen. Allein auf der Grundlage der von der Antragstellerin in 
den Antragsunterlagen mitgeteilten Untersuchungen und Ergebnisse kann nur ver- 
mutet, aber nicht abschließend bestätigt werden, dass die unmittelbaren und mittel- 
baren Folgen des Einstapelns konfektionierter Prozesswässer im SW-Feld Springen 
bis zum Niveau -140 m NN (und ein anschließendes konvergenzbedingtes Aufgehen 
der Lösung bis -100 m NN) ohne sicherheitlich relevante Auswirkungen auf den 
MSSPF sind (Gutachterbericht, Seite 31 unten). 


Die in der 7. Ergänzung des Abschlussbetriebsplans, Kapitel 6.7.1., enthaltende Aus- 
sage, dass die Einstapelung so erfolgt, dass eine Durchlösung des MSSPF nicht zu 
besorgen ist und daher unmittelbare Folgeszenarien für die UTD und UTV’en nicht 
zu erwarten sind, kann aufgrund der derzeit vorliegenden Antragsunterlagen nicht 
bestätigt werden. Nach dem Dafürhalten der Gutachter wurde allein aus geoche- 
misch-thermodynamischer Sicht insgesamt der Nachweis nicht erbracht, dass eine 
Lösungseinwirkung auf den MSSPF in standsicherheitlich relevantem Ausmaß bis 
hin zu seiner vollständigen Durchlösung für jede Situation im Grubengebäude ver- 
lässlich ausgeschlossen werden kann (Gutachterbericht Seite 31). 


e Aus rechtlicher Sicht hat dies zur Folge, dass nicht sicher ausgeschlossen werden 
kann, dass es infolge der direkten und indirekten Auswirkungen der Einstapelung auf 
den MSSPF, soweit er Teil der maßgeblichen geologischen Barriere „Salzgestein“ 
1.S. der Langzeitsicherheitsnachweise für die UTD und der UTV’en ist, zu einem Zu- 
tritt von Lösungen in das Grubengebäude Hattorf/Wintershall und damit auch direkt 
in de am MSSPF auf hessischer Seite befindliche UTV hinein und hierdurch bedingt 
auch zu weiteren sicherheitlich relevanten Auswirkungen auf den MSSPF kommt, die 
die Integrität und Funktionalität des MSSPF in Frage stellen. Gemäß Art. 3 Abs. 2 
Satz 2 und 4 StV führen die vorgenannten, nicht sicher auszuschließenden Auswir- 
kungen auf den MSSPF auch zu einer unzulässigen Schwächung des MSSPF, da 
die Einstapelung nach den sonstigen Öffentlich-rechtlichen Vorschriften - hier in Ge- 
stalt der abfallrechtlichen Anforderungen für den Bestand und die Fortführung der 
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UTD (Deponieverordnung) und der UTV’en (Versatzverordnung) - nicht so erfolgen 
würde, dass die Barrierefunktion des MSSPF dauerhaft und zuverlässig gewährleis- 
tet ist. 


2. Empfehlungen der Gutachter 


Unter Bezugnahme auf die Ausführungen in Abschnitt 4, Seite 32 ff., des Gutachterberichts 
wären bei Fortführung des Verfahrens zwingend weitere Untersuchungen durchzuführen 
und die Antragsunterlagen unter Beachtung der gutachterlichen Aussagen zu vertiefen und 
zu ergänzen, um die Kenntnislücken zu schließen bzw. auf ein Minimum zu reduzieren, 
ohne dass hieraus zum jetzigen Zeitpunkt der Schluss gezogen werden kann, dass bei Ab- 
arbeitung dieser Punkte letztendlich die Zulassungsfähgkeit der Maßnahme nachgewiesen 
werden kann. 


Dies bleibt einer weiteren Prüfung der dann vorgelegten Unterlagen vorbehalten. 
a.) Formale Aspekte der Antragsunterlagen 


Dem Gutachterbericht, Abschnitt 3.6.1, Seite 29, ist zu entnehmen, dass der Umfang der 
Antragsunterlagen sowie der Umstand, dass es sich um eine über einen längeren Zeitraum 
aus Einzeldokumenten zusammengestellte ("gewachsene") Dokumentation handelt, die 
fachlich-inhaltliche Prüfung erschweren. Wie im Abschnitt 3 des Gutachterberichts mit Text- 
stellenbezügen im Detail ausgeführt ist, resultieren daraus häufig Brüche in der Darstellung 
und Nachweisführung. Bereits mit Schreiben vom 21.01.2022 habe ich hierauf hingewiesen. 
Es besteht darüber hinaus die grundsätzliche Schwierigkeit, dass aus den Antragsunterla- 
gen ein von der Antragstellerin intendiertes Gesamtkonzept nicht unmittelbar erkennbar ist, 
das alle dokumentierten Daten und Ergebnisse im Sinne einer abschließenden Modellbil- 
dung zusammenführt (Gutachterbericht Seite 29). 


Wenn das Verfahren für die beantragte 7. Ergänzung des Abschlussbetriebsplans mit wei- 
teren Ergänzungen der Antragsunterlagen fortgeführt wird, sollten in den ergänzenden An- 
tragsunterlagen die 0.9. formalen Aspekte berücksichtigt werden und Brüche in der Darstel- 
lung und Nachweisführung vermieden werden. Alternativ können natürlich neue Antragsun- 
terlagen erstellt werden, die die bisherigen Unterlagen ersetzen. 


Unabhängig davon, welcher Weg beschritten wird, müssen in den Antragsunterlagen die 
aufgezeigten Brüche in der Darstellung und Nachweisführung vermieden werden und in An- 
sehung der in Abschnitt 4 des Gutachterberichts aufgeführten Empfehlungen folgendes be- 
inhalten: 


b.) Abschließende geologische Modellbildung („ungünstigste Situation“) und weitere 
Untersuchungen 


Wie bereits im Schreiben vom 09.11.2020 Seite 3 und 9 gefordert und auch oben mehrfach 
ausgeführt, müssen für die fachlich-inhaltliche Bewertung die ungünstigsten Randbedingun- 
gen hinsichtlich der feinstratigraphischen Ausbildung, geringsten Abmessungen des 
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MSSPF, minimalsten Entfernung der Grubenbaue und des maximalen Flüssigkeitsdrucks 
bis zum vollständigen Verschluss der Hohlräume in den Gutachten bei der Bewertung der 
Integrität/des Funktionserhalts zugrunde gelegt werden, damit eine Bewertung der vorha- 
benbedingten direkten und indirekten Auswirkungen auf die Integrität/Funktionalität des 
MSSPF erfolgen kann. 


Unter Kapitel 3.5.3 des Gutachterberichts wird ausgeführt, dass es nach Auffassung der 
Gutachter mit der Beschreibung des Grubengebäudes und der geologischen Verhältnisse 
der Antragstellerin nicht gelungen ist, nachvollziehbar und begründet auszuschließen, dass 
die Stapellösung im SW-Feld Springen über offene bzw. unter dem Fluiddruck des Stapels 
sich öffnende, mechanisch aktivierte oder mit gegenüber der Stapellösung löslichen Mine- 
ralen gefüllte Rupturen mit Fluiden aus dem Subsalinar oder dem Neben- und Deckgebirge 
in Verbindung treten kann (Gutachterbericht Seite 22). Es ist nicht hinreichend sicher belegt, 
dass sich bruchtektonische Elemente wie Schnittlineamente und dokumentierte durchfeuch- 
tete Rupturen beim bzw. nach dem Einstapeln nicht als hydraulische Wegsamkeiten im 
MSSPF erweisen können. Umfang und Ergebnis der durchgeführten in-situ-Tests auf ein- 
zelne Schnitte sind nach Auffassung der Gutachter nicht geeignet, dies verlässlich auszu- 
schließen (Gutachterbericht Seite 29). Die Darstellung der geologischen Gegebenheit bleibt 
letztendlich inkonsistent. 


Die Antragsunterlagen müssen daher durch die im Gutachterbericht, Seite 31 f. angespro- 
chene abschließende Modellbildung ergänzt werden, der vor allem auch die Betrachtung 
einer "ungünstigsten Situation" zugrunde liegt, die mit ihren Einzelmerkmalen in ihrer jeweils 
ungünstigsten Ausprägung konstruiert und im Einstapelraum auch ortskonkret lokalisiert ist. 
Nach den Ausführungen im Gutachterbericht, Seite 31, wäre es ein methodisch sinnvolles 
und nachvollziehbares Herangehen, den Nachweis zu führen, dass auch für diese "ungüns- 
tigste Situation" eine Beeinträchtigung der Barrierewirkung des MSSPF durch das Einsta- 
peln nicht zu besorgen ist. Wenn dieser Nachweis erfolgt, kann die Standsicherheit und die 
Barriereintegrität im zu betrachtenden Abschnitt des MSSPF insgesamt als gewahrt gelten. 
Die "ungünstigste Situation" kann durch ein Aufaddieren der Einzelmerkmale in ihrer jeweils 
ungünstigsten Ausprägung konstruiert werden, als da sind: 


e die geringste Abmessung des MSSPF bzw. geringste Entfernung der Grubenbaue 
(auf thüringischer und hessischer Seite) zueinander 

e die Lagerungsverhältnisse und das lokale Schichteinfallen 

e die für das Lösegeschehen ungünstigste Mineralparagenese und Textur im Flözlager 

e die (maximale) Dichte und Häufigkeit potentiell hydraulisch wirksamer bruchtektoni- 
scher Elemente sowie deren laterale Ausdehnung und ihre potentielle Wegsamkeit. 

e die räumliche Nähe zu und damit mögliche Beeinflussung durch zusitzende untermi- 
neralisierte Wässer, die die Zusammensetzung der Lösung im Stapel verändern kön- 
nen 

e die größte Unsicherheit bezüglich des geologischen Aufbaus im Kern des MSSPF. 
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Um dabei kein übermäßig konservatives Szenario zu generieren, muss es Aufgabe der ge- 
ologischen Dokumentation sein, zu ermitteln, welche "ungünstigste Situation" im Betrach- 
tungsraum tatsächlich oder höchstwahrscheinlich realisiert ist sowie diese ortskonkret zu 
benennen (Gutachterbericht Seite 31). 


Die geologische Dokumentation und Interpretation soll vor allem dazu dienen, Lücken in der 
geologischen Modellvorstellung soweit wie möglich zu schließen und "weiße Flecken" zu 
reduzieren, um damit die Randparameter für alle weiteren Betrachtungen zur Verlösung des 
Pfeilergesteins und zu den daraus resultierenden nachgeordneten Effekten möglichst genau 
und mit einem Minimum an Restunsicherheiten beschreiben zu können. Denn es muss kon- 
statiert werden, dass die Stöße im zu betrachtenden Abschnitt des MSSPF weder im SW- 
Feld Springen noch in der Grube Wintershall vollständig geologisch aufgenommen sind. 
Angesichts der Neuartigkeit und möglichen Tragweite des Einstapelns wäre es nach Auf- 
fassung der Gutachter daher angeraten gewesen, ein gezielteres und auch umfangreiche- 
res Untersuchungsprogramm als das dokumentierte durchzuführen (Gutachterbericht, Seite 
30). Aus Sicht meiner Behörde geht es zum einen vor allem auch um die Frage, wie Schnitte 
zu bewerten sind, die unverheilte offene Trennflächen darstellen (Seite 21 des Gutachter- 
berichts) und ob vor diesem Hintergrund diese Trennflächen den MSSPF vollständig durch- 
ziehen bzw. durchziehen können. Bei entsprechender hydraulischer Wirksamkeit könnte 
dies für die Zulassungsfähigkeit der Einstapelung ein Versagensgrund sein, wenn deren 
Vorhandensein nicht sicher ausgeschlossen werden kann. 


Zum anderen, und auch hier wird seitens meiner Behörde ein möglicher Versagensgrund 
gesehen, ist es nach Ansicht der Gutachter nicht nachgewiesen, dass es sich bei festge- 
stellten Lösungsvorkommen im MSSPF nicht doch um Vorkommen handelt, die Kontakt 
zum Subsalinar bzw. zu Deck- und Nebengebirge haben (Seite 22, 2. Absatz und Seite 25 
des Gutachterberichtes). 


c.) Geochemische Grundlagen und Methoden, Verständnis der Verlöseprozesse so- 
wie Berücksichtigung weiterer Prozesse (z.B. Kompaktionsprozesse) 


Kapitel 3.5.4 ist zu entnehmen, dass nach Dafürhalten der Gutachter der Nachweis nicht 
erbracht wurde, dass aus geochemisch-thermodynamischer Sicht eine Lösungseinwirkung 
auf den MSSPF in standsicherheitlich relevantem Ausmaß bis hin zu seiner vollständigen 
Durchlösung für jede Situation im Grubengebäude verlässlich ausgeschlossen werden kann 
(Gutachterbericht Seite 31). An einigen — und für die Nachvollziehbarkeit und Bewertung 
der Darstellung nach Auffassung der Gutachter maßgeblichen — Stellen werden Grundla- 
gendaten (v.a. die verwendete thermodynamische Datenbasis) nicht genannt bzw. nicht be- 
gründet und es bleibt bei der Berücksichtigung lediglich "generalisierter" oder "exemplari- 
scher" Verhältnisse unklar, inwieweit der Bezug zu einer ortskonkreten Situation hergestellt 
wurde oder werden kann (Gutachterbericht Seite 30). Art, Anzahl und Dauer der durchge- 
führten Löseversuche sind nach Ansicht der Gutachter nicht geeignet, daraus verlässlich 
auf ein für die in-situ-Verhältnisse zutreffendes und nachvollziehbares Lösegeschehen zu 
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schließen (Gutachterbericht Seite 30). Die Gutachter vertreten die Auffassung, dass nicht 
ausgeschlossen werden kann, dass Verlöseraten, Eindringtiefen der Lösefront und verlöste 
Gesteinsvolumina für einzelne Zustände im zeitlichen Verlauf des Einstapelns bzw. für orts- 
konkrete Situationen im Stapel höher anzusetzen sind, als die Antragstellerin dies tut (Gut- 
achterbericht Seite 30). 


Die Gutachter halten es zwar für im Grundsatz für nachvollziehbar und sinnvoll, Gegeben- 
heiten und Prozesse (Gefügeausbildung, Mineralneubildung, Kompaktion) zu betrachten, 
die das Fortschreiten der Lösungsfront verlangsamen oder ganz zum Stillstand bringen kön- 
nen (Gutachterbericht Seite 30). Dies gilt vor allem für den Prozess der Kompaktion der 
Löseresiduate, der mutmaßlich das tiefere Eindringen der Lösungsfront in das Pfeilergestein 
mittelfristig verhindern wird und zumindest aus gebirgsmechanischer Sicht hinreichend 
nachvollziehbar belegt ist (Gutachterbericht Seite 30 f.). Sie sind jedoch der Auffassung, 
dass das mutmaßlich komplexe Wechselwirken dieser Prozesse kaum in seiner Gesamt- 
wirkung zu bewerten und insbesondere der Grad der Konservativität solcher Bewertungen 
nicht einzuschätzen ist. 


Ungeachtet der generellen Nachvollziehbarkeit der gebirgsmechanischen Modellbildung gilt 
die 0.g. Einschätzung zur Wirksamkeit der Kompaktion aufgrund der in Teilen lückenhaften 
Darstellungen zur Geologie und zur Geothermie derzeit nur eingeschränkt und vorbehaltlich 
des Umstands, dass die Verlöseraten in den unterschiedlichen Salinargesteinen (auch unter 
Berücksichtigung der ortskonkreten Ausbildung am MSSPF) zutreffend sind und die daraus 
abgeleiteten Verlösetiefen, der lösungsbedingte Abtrag der Pfeiler und die Porositäten der 
Lösungsresiduate richtig angesetzt wurden (Gutachterbericht Seite 30 f.). 


d.) Darstellung der zeitlich-räumlichen Entwicklung des Stapels 


Entsprechend der Empfehlung der Gutachter sollte die Antragstellerin eine Planung vorle- 
gen, die die vorgesehene Umsetzung des Vorhabens in Hinblick auf die dabei ablaufende 
zeitliche und räumliche Entwicklung des Stapels in ausreichendem Detail beschreibt (Gut- 
achterbericht Seite 32). 


e.) Qualitätssicherung der Prozesswässer, Überwachung der Lösungszusammenset- 
zung im Stapel 


Nach Auffassung der Gutachter muss die (mindestens) 98%ige Carnallit-Sättigung der Sta- 
pellösung bei in-situ-Temperatur im Stapelraum im SW-Springen Springen eingehalten wer- 
den und sollte auch dort kontrolliert werden (siehe hierzu auch die als Anlage dem Gut- 
achterbericht beiliegende Vermerke). Die Sicherstellung einer dauerhaft (mindestens) 98%i- 
gen Carnallit-Sättigung der Lösung im Stapel schätzen die Gutachter als kritisch ein. Vor 
diesem Hintergrund halten sie das Konzept zur Qualitätssicherung und Überwachung der 
Zusammensetzung der Stapellösung für im Detail nachbesserungsbedürftig (Gutachterbe- 
richt Seite 29). Hierauf hatte ich bereits in meinen Schreiben vom 21.01.2022, 01.04.2022 
und 18.05.2022 hingewiesen. Dem Schreiben vom 01.04.2022 lag der gutachterliche Ver- 
merk vom 29.03.2022 sowie dem Schreiben vom 18.05.2022 der gutachterliche Vermerk 
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vom 11.05.2022 bei. Beide gutachterliche Vermerke sind auch als Anlage dem Gutachter- 
bericht vom 19.07.2022 angefügt. 


Neben der Spezifikation der Lösungszusammensetzung sollten auch die maximal zulässi- 
gen Abweichungen festgelegt, begründet und nachweislich eingehalten werden (Gutachter- 
bericht Seite 32). 


Es ist nach Auffassung der Gutachter zudem nicht aufgezeigt, wie verhindert werden kann, 
dass sich die Lösung auf dem Transportweg verändert oder ihre Zusammensetzung im Sta- 
pel durch natürliche oder technische untersättigte Lösungen (aus dem Subsalinar, dem 
Deck- oder Nebengebirge) beeinflusst wird (Gutachterbericht Seite 29). 


Nachdem nunmehr das Ergebnis der vertieften fachlichen Prüfung vorliegt, die einen ent- 
sprechenden fachlichen Austausch zwischen der Antragstellerin und den Behörden ermög- 
licht, regen wir ein gemeinsames Fachgespräch mit der Antragstellerin unter Einbeziehung 
der Fachgutachter an. Dies hatte ich bereits mit Schreiben vom 27.01.2021 und 09.06.2022 
in Aussicht gestellt. In dem Fachgespräch können einzelne Fragestellungen zu den gut- 
achterlichen Aussagen und Empfehlungen bzw. zu einem möglichen weiteren Vorgehen 
erörtert werden. 


Mit freundlichen Grüßen und Glückauf 


Anlage: Gutachterbericht vom 19.07.2022 


